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2023/0/1 AfA Rheinland-Pfalz
Richtlinien fiir Arbeitsgemeinschaften in der SPD verbessern

Beschluss:

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, die Arbeitsgemeinschaften nehmen innerhalb der SPD be-
sondere Aufgaben in Partei und Offentlichkeit wahr. Sie stehen als Bindeglied zu den jeweiligen
gesellschaftlichen Gruppen, die sich in den politischen Bereichen engagieren. Sie verfuigen tber
Fachkompetenzinihren jeweiligen Themenfeldern und haben vielfaltige Kontakte in diese Be-
reiche. Das muss konstruktiv fur die Arbeit der SPD weiter genutzt und sogar verstarkt werden.
Viele der bestehenden elf Arbeitsgemeinschaften sind im Unterschied zu anderen bundeswei-
ten Zusammenhangen in der SPD von der Mitgliederbasis bis zur Bundesebene durch Wahlen
und Delegationssysteme demokratisch legitimiert. Ihr Aufbau und ihre Aufgaben regelt der
Parteivorstand durch Richtlinien.

Im Jahr 2020 wurde eine neue Richtlinie fiir die Arbeitsgemeinschaften beschlossen. Die neue
Richtlinie mit erheblichen Einschnitten und Strukturveranderungen fur die AGen schadigt die
Schlagkraft der gesamten Partei. Es sollte alles versucht werden, gemeinsam mit den Arbeitsge-
meinschaften Moglichkeiten zu finden, um die Arbeitsfahigkeit der AGen zu starken und aus-
zubauen und damit die AuBenwirkung und Bindungskraft unserer Partei tber unsere Veran-
kerung zum Beispiel bei den Frauen, in der Arbeitnehmerschaft, in bestimmten gesellschaftli-
chen Gruppierungen, Milieus und Altersgruppen erheblich zu verbessern. Wir fordern den Lan-
desvorstand der SPD in Rheinland-Pfalz auf, sich fiir eine Verbesserung der Richtlinie fur die
Arbeitsgemeinschaften zu deren Starkung einzusetzen. Gleichzeitig fordern wir den Vorstand
der SPD sowie den Bundesparteitag auf, die Richtlinie fiir die Arbeitsgemeinschaften zu veran-
dern, damit diese ihre besonderen Aufgaben in Partei und Offentlichkeit wahrnehmen und die
SPD-Arbeit auch zukiinftig noch starker unterstutzen konnen.

Insbesondere fordern wir:

« Die Bundeskonferenzen und Sitzungen der Bundesvorstande sollen nicht ausschlief3lich im
WBH in Berlin durchgefiihrt werden. Sitzungsintervalle erh6hen. Die Einschrankungen bei den
Sitzungsintervallen und die Verpflichtung, in Berlin zu tagen, bedeuten im Ergebnis Abgeho-
benheit und regionale Ungleichgewichte. Der Wegfall von Moglichkeiten, sich regional, bzw.
vor Ort zu reprasentieren statt im WBH unterzutauchen vermindert die AuRenwirkung und
Werbungsmoglichkeit der Partei erheblich.

« Delegiertenzahlen fiir die Bundeskonferenzen erhohen und Vorstande so erh6hen, dass alle
16 Lander ordentlich vertreten sind. Die Ausdinnung der Delegiertenbasis und der Vorstande
reduziert die Reprasentativitat und Kommunikationsmoglichkeiten erheblich.

« Ressourcen fiir die Arbeitsgemeinschaften erhohen: Die erhebliche Reduzierung der Ressour-
cen fiir aulRenwirksame Aktivitaten auBerhalb des festgelegten, bereits 2013 um ein Drittel ge-
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kurzten Budgets, sowie die Reduzierung der hauptamtlichen Unterstitzung schwacht die Ar-
beitsgemeinschaften praktisch bei allen Handlungsméoglichkeiten und erhoht die Abhangig-
keit der gesamten Partei von den Mandatstragern.

Der Antrag wurde am 27.11.2024 auf dem Landesparteirat abgestimmt und am 28.11.2024 an die
Empfanger weitergeleitet.

Uberweisen an

Parteivorstand



	2023/O/1 Richtlinien für Arbeitsgemeinschaften in der SPD verbessern

